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Drucksache V/ 685 


Der Bundesminister für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte Bonn, den 14. Juni 1966 

III 4 - 6740 - 251/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Leistungsgesetz für Sowjetzonenflüchtlinge 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksadie V/645 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 24. Mai 1966 
beantworte ich im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesmi- 
nister der Finanzen wie folgt; 


1. Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß ein Leistungsge- 
setz für Flüchtlinge aus der Zone nach den Grundsätzen des 
Lastenausgleichsgesetzes gestaltet werden muß, und wenn ja, 
warum hält sie es dann noch für erforderlich, daß ihr ein Pro- 
zentsatz abgeschlossener Feststellungsverfahren zur Errechnung 
der in Betracht kommenden Vermögensverluste vorliegt? 

Die Bundesregierung kann keine verbindliche Erklärung dar- 
über abgeben, nach welchen Grundsätzen ein Leistungsgesetz 
für solche Vermögensschäden gestaltet wird, die nach den 
Vorschriften des Beweissicherungs- und Feststellungsgesetzes 
(BFG) vom 22. Mai 1965 (BGBl. I S. 425) festgestellt werden, 
ohne den Umfang der daraus zu übernehmenden Verpflich- 
tungen zu kennen. Im Gegensatz zum Lastenausgleichsgesetz, 
dem ein Sonderfonds zur Verfügung steht, müssen die Kosten 
für dieses Leistungsgesetz vom Bundeshaushalt getragen wer- 
den. 


2. Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Einbringung eines 
Leistungsgesetzes für Flüchtlinge aus der Zone erst davon 
abhängig machen will, daß ihr 30 bis 40% Feststellungsbe- 
scheide nach dem Beweissicherungs- und Feststellungsverfahren 
vorliegen ? 

Ja, die Bundesregierung macht die Vorlage des Regierungs- 
entwurfs eines Leistungsgesetzes auch davon abhängig, daß 
etwa 30 bis 40 % Feststellungsbescheide nach dem Beweissi- 
cherungs- und Feststellungsgesetz (BFG) ergangen sind. 
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3. Wenn die Bundesregierung eine Quote der abgeschlossenen 
Feststellungsverfahren abwarten will, bevor sie ein Leistungs- 
gesetz für Flüchtlinge aus der Zone vorlegt, beziehen sich dann 
die nach Meinung von Bundesmiriister Dr. Gradl erforderlichen 
30 bis 40 % Feststellungsbescheide 

a) auf die Zahl der nadi dem Beweissidierungs- und Fest- 
stellungsgesetz Berechtigten, oder 

b) auf die Gesamtzahl der Flüchtlinge aus der Zone, oder 

c) auf die Zahl der ausgegebenen Anträge, oder 

d) auf die Zahl der am 30. Juni 1966 eingereichten Anträge? 

Der von mir genannte Prozentsatz bezieht sich auf die ge- 
schätzte Zahl der Berechtigten, die nach dem Beweissicherungs- 
und Feststellungsgesetz (BFG) ein Feststellungsverfahren be- 
antragen können. Nach den der Bundesregierung vorliegenden 
Schätzungen sind etwa 1 Million Geschädigte berechtigt, einen 
Antrag auf Feststellung nach dem Beweissidierungs- und Fest- 
stellungsgesetz (BFG) zu stellen. 


4. Ist der Bundesregierung bekannt, daß sidi bei einem Leistungs- 
gesetz für Flüchtlinge analog dem Lastenausgleichsgesetz für 
Vertriebene ein finanzieller Bedarf für Flüchtlinge aus der Zone 
in Höhe von 5,131 Mrd. DM ergibt und daß sich bei Berück- 
sichtigung der besonderen Struktur der Flüchtlinge aus der 
Zone diese Summe auf 4,6 Mrd. DM verringert? 

Der Bundesregierung liegen verschiedene Schätzungen der 
Kosten für ein Leistungsgesetz vor, wenn es entsprechend 
den Vorschriften des Lastenausgleichsgesetzes (LAG) gestaltet 
werden würde. Auch die in der vorliegenden Anfrage ge- 
nannten Zahlen, die eine Verzinsung nicht enthalten, sind 
der Bundesregierung als Schätzung bekannt. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Berichten der 
Ausgleichsverwaltung nimmt die Anzahl der Anträge auf Fest- 
stellung nach dem Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz 
(BFG) ständig zu. Die Bundesregierung wird zu gegebener 
Zeit prüfen, wann sie den Entwurf eines Leistungsgesetzes 
vorlegen kann, in dem den gesamtdeutschen Gesichtspunkten 
und den finanziellen Möglichkeiten Rechnung getragen wird. 


Dr. Gradl 
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